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des gemeinschaftlichen Testaments nur durch notariell be­
urkundete Erklärung erfolgen kann und diese Erklärung dem 
handlungsunfähigen Ehepartner durch das Staatliche Nota­
riat zuzustellen wäre, könnte diese Zustellung nur über den 
Weg der Anordnung einer Gebrechlichkeitspflegschaft gemäß 
§ 105 Abs. 2 FGB an den zu bestellenden Pfleger im Rahmen 
des festgelegten Wirkungskreises erfolgen. Der Pfleger wäre 
insoweit gesetzlicher Vertreter des gebrechlichen Ehepartners 
(§ 105 Abs. 3 Satz 2 FGB).

Die Anordnung einer Gebrechlichkeitspflegschaft nur 
zur Entgegennahme einer Erklärung gemäß § 392 Abs. 2 ZGB 
ist m. E. aber n i c h t  möglich, es sei denn, daß zu erkennen 
wäre, daß der einseitige Widerruf des gemeinschaftlichen 
Testaments a u c h  im Interesse des Pfleglings liegen würde 
und somit auch das gemäß § 105 Abs. 1 FGB für die Anord­
nung einer Gebrechlichkeitspflegschaft erforderliche persön­
liche Fürsorgebedürfnis gegeben wäre.

Der Notar sollte bei gegebener Veranlassung auf die Mög­
lichkeit hinweisen, daß der überlebende Ehegatte vor An­
nahme der Erbschaft durch deren Ausschlagung seine im ge­
meinschaftlichen Testament getroffenen Verfügungen wider­
rufen und daß er sich n a c h  Annahme der Erbschaft von 
den im gemeinschaftlichen Testament getroffenen Verfügun­
gen lösen kann, wenn er an die Schlußerben oder deren 
Rechtsnachfolger das, was er über seinen gesetzlichen Erb­
teil aus der Erbschaft des verstorbenen Ehegatten erlangt 
hat, herausgibt; es sei denn, daß er ohnehin g e s e t z l i c h e r  
A l l e i n e r b e  wäre (§ 393 ZGB).7

Wenn vor dem Inkrafttreten des ZGB Eheleute ein ge­
meinschaftliches Testament errichtet haben, in dem sie sich 
gegenseitig zu Vorerben eingesetzt und weiterhin bestimmt 
haben, daß nach dem Tode des überlebenden Ehegatten die 
Nacherbfolge eintritt und der Nacherbe gleichzeitig Erbe des 
überlebenden Ehegatten wird, ist starke Ähnlichkeit mit 
einem „Berliner Testament“ gegeben. Entgegen bisherigen 
Auffassungen ist es zulässig, daß der überlebende Ehegatte 
nach dem Tode des erstversterbenden Ehegatten seine in 
einem solchen gemeinschaftlichen Testament getroffenen Ver­
fügungen gemäß § 393 ZGB aufhebt. Durch diese Aufhebung 
wird allerdings die Anwartschaft des Nacherben auf den 
Nachlaß des erstverstorbenen Ehegatten nicht berührt.

In diesem Falle ist der überlebende Ehegatte verpflichtet, 
die „Vorerbschaft“, soweit sie seinen gesetzlichen Erbteil 
übersteigt, an den Nacherben herauszugeben, sofern dieser 
nicht auf die Herausgabe verzichtet hat. Mit der Aufhebung 
ist der überlebende Ehegatte an das gemeinschaftliche Testa­
ment nicht mehr gebunden (§ 393 Satz 2 ZGB).

Verstirbt der überlebende Ehegatte, nachdem er das ge­
meinschaftliche Testament aufgehoben hat,
— fällt die Vorerbschaft, falls noch vorhanden, dem im ge­

meinschaftlichen Testament genannten Nacherben zu 
(§2100 BGB i. V. m. §8 Abs. 2 Satz 2 EGZGB);

— geht sein Nachlaß (mit Ausnahme der Vorerbschaft) auf 
den in dem später von ihm errichteten Testament einge­
setzten Erben über. Wurde ein weiteres Testament nicht 
errichtet, tritt nach dem überlebenden Ehegatten die ge­
setzliche Erbfolge ein.
Vorstehende Ausführungen zeigen, daß die Notare in der 

Beratung mit den Bürgern bei Errichtung von Testamenten 
b e s o n d e r s  sorgfältig prüfen müssen, welche Hinweise 
im konkreten Fall zu geben sind. Erfüllen sie diese Aufgabe 
mit hoher Qualität, leisten sie einen wichtigen Beitrag zur 
Gewährleistung der sozialistischen Gesetzlichkeit und tragen 
damit zur Vermeidung von Rechtskonflikten und gericht­
lichen Verfahren bei.

PETER C. SCHWEIZER,
Notar beim Staatlichen Notariat Berlin

7 Vgl. hierzu ausführlich ZGB-Kommentar, a. a. O., Anm. zu § 393 
(S. 436). '
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Patentrecht, Muster- und Warenkennzeichnungsrecht 
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Erstmalig nach dem Erlaß grundlegender neuer Gesetze auf diesen Gebieten 
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einschlägigen Rechtsvorschriften zusammengestellt. Die Sammlung ist nach 
folgenden Komplexen gegliedert: . Erfindungen und Patente; Industrielle 
Muster; Warenkennzeichnungen; Arbeit mit Schutzrechten; Gebühren und 
Kosten des Amtes für Erfindungs- und Patentwesen; Vertretung in Muster- und 
Kennzeichnungsangelegenheiten; Internationale Abkommen. In Anmerkungen 
werden Zusammenhänge zwischen Rechtsvorschriften hergesteilt und Literatur­
hinweise gegeben.

Zum Übergang von Schaden­
ersatzansprüchen
gemäß § 38 Abs. 2 LPG-Gesetz
In § 38 Abs. 2 LPG-Gesetz ist bestimmt, daß Schadenersatz­
ansprüche, die Genossenschaftsbauern gegenüber Dritten ha­
ben, auf die LPG übergehen, soweit diese Schadenersatz 
leistet. Im folgenden soll auf einige Fragen eingegangen wer­
den, die dann entstehen, wenn ein Genossenschaftsbauer im 
Zusammenhang mit dem genossenschaftlichen Arbeitsprozeß 
einen durch einen Dritten verursachten Arbeitsunfall erlitten 
hat, für den die LPG gemäß § 36 LPG-G Schadenersatz leistet. 
Hierbei ist zu klären, wer „Dritter“ i. S. dieser Vorschrift 
sein kann.

Hinsichtlich der Sach- und Geldleistungen, die ein Genos­
senschaftsbauer wegen der ihm zugefügten Körperverletzung 
von der Sozialversicherung erhält, findet sich in § 107 der 
VO über die Sozialversicherung bei der Staatlichen Versiche­
rung der DDR vom 9. Dezember 1977 (GBl. I 1978 Nr. 1 S. 1) 
eine § 38 Abs. 2 LPG-G adäquate Regelung: Sie besagt, daß 
der zivilrechtliche Schadenersatzanspruch, der dem Versicher­
ten (hier: dem Genossenschaftsbauern) wegen der erlittenen 
Körperverletzung gegen den Schädiger zusteht, in Höhe der 
bezogenen SV-Leistungen auf die Sozialversicherung über­
geht.

Ein Regreßanspruch der LPG (die Möglichkeit des vollen 
Rückgriffs auf den Schadensverursacher nach dem Übergang 
der Ersatzforderung vom Geschädigten auf die LPG für Lei­
stungen, die sie nach § 36 LPG-G zu erbringen hat) ist nur 
dann gegeben, wenn der Schadensverursacher gegenüber dem 
Genossenschaftsbauern zivilrechtlich verantwortlich ist (d. h. 
wenn sein Handeln die Tatbestandsmerkmale des § 330 ZGB 
erfüllt). Bei der Prüfung, ob die rechtlichen Voraussetzun­
gen für den Anspruchsübergang vorliegen, ist folgendes zu 
beachten:

1. Schädigung durch einen Außenstehenden
1.1. Gehört der Schädiger n i c h t  zum Kollektiv der LPG, 

dessen Mitglied durch seine Schuld den Arbeitsunfall erlitt, 
für den die LPG gemäß § 36 LPG-G einzustehen hat, und 
hat er selbst außerhalb der Erfüllung seiner Arbeitspflichten 
gehandelt, kommt er als Schadenersatzverpflichteter in Be­
tracht. Hier geht der von der LPG befriedigte Schadenersatz­
anspruch des Genossenschaftsbauern auf die LPG über. Die 
LPG kann gegenüber dem Schadensverursacher nach § 38 
Abs. 2 LPG-G Regreß nehmen, sofern dieser den Schaden 
rechtswidrig und schuldhaft herbeigeführt hat (§ 330 ZGB).

1.2. Hat der Schädiger, der nicht der LPG angehört, in 
der der Geschädigte tätig ist, selbst in Erfüllung von Arbeits­
pflichten (Pflichten aus dem Arbeitsrechtsverhältnis oder aus 
dem genossenschaftlichen Arbeitsverhältnis) gehandelt, ist er 
nicht dem Geschädigten gegenüber verantwortlich (§ 331 
Satz 2 ZGB). Hier tritt an die Stelle der materiellen Verant­
wortlichkeit des Schädigers als Mitarbeiter die zivilrechtliche 
Verantwortlichkeit seines Beschäftigungsbetriebes (§ 331 
Satz 1 ZGB). „Betrieb“ i. S. des § 331 ZGB können alle in § 11 
Abs. 2 und 3 ZGB aufgeführten Rechtssubjekte, also auch 
LPGs sowie rechtsfähige kooperative Einrichtungen (ZGE, 
ZBE) sein. Auch hier gehen die von der LPG dem Geschädig­
ten gegenüber erfüllten Schadenersatzansprüche nach § 38 
Abs. 2 LPG-G auf diese über. Inwieweit der Betrieb des Schä­
digers, der nach § 331 ZGB haftet, seinerseits gegenüber dem 
Schädiger materielle Verantwortlichkeit geltend machen kann, 
richtet sich nach den Bestimmungen der arbeitsrechtlichen 
bzw. LPG-rechtlichen materiellen Verantwortlichkeit 
(§§ 252 ff. AGB; §§ 39 f. LPG-G).

2. Schädigung durch Angehörige der(selben) LPG 
Hinsichtlich der Verantwortlichkeit für solche Schäden, die

Angehörige des Kollektivs der(selben) LPG schuldhaft ver­
ursachen, stellt sich die Rechtslage differenziert dar.

2.1. Hat ein Arbeiter oder Angestellter der LPG den 
Arbeitsunfall, bei dem ein Genossenschaftsmitglied derselben 
LPG geschädigt wurde, schuldhaft verursacht, ist er aus­
schließlich nach den Bestimmungen der §§ 252, 253, 260 ff. 
AGB verantwortlich, wenn er den Unfall bei der Erledigung 
von Arbeitsaufgaben verursachte oder die Handlung mit der 
Erfüllung von Arbeitspflichten im Zusammenhang stand 
(sachlich, räumlich, zeitlich). Die Pflichtverletzung des Ar­
beiters löst für den verletzten Genossenschaftsbauern gegen­
über der LPG einen Anspruch gemäß § 36 Abs. 1 LPG-G aus.1

1 Um den Schadenersatzanspruch der LPG nach § 36 LPG-G zu be­
gründen, ist es nicht erforderlich, daß die Genossenschallt oder ein 
Mitglied bzw. Arbeiter eine für den Arbeitsunlall kausale Pflicht­
verletzung begangen hat.


